
Berlin vs. Monstermieten

 Groß soll sie werden, kraftvoll und kämp-ferisch, die  Mietendemo  an diesem Sonn-abend in der Hauptstadt. Mobilisiert hat 
das »Bündnis gegen Verdrängung und Mieten-
wahnsinn«. Mehr als 150 Initiativen und Hausge-
meinschaften, der Berliner Mieterverein und Verdi 
Berlin unterstützen den Aufruf, Motto: »Gegen 
Mietenwahnsinn, Verdrängung und Wohnungsnot. 
Die Miete ist zu hoch!« Sie fordern dreierlei: Mie-
tendeckel einführen, Immobilienkonzerne verge-
sellschaften, Zwangsräumungen verhindern.  Wohnraum fehlt an jeder Ecke der Stadt, bezahl-
barer sowieso, wurde Bündnissprecherin Sandra 
Koch am Freitag in einer  Mitteilung  zitiert. Hinzu 
kommen mickrige Einkommen, steigende Inflation, 
hohe Betriebskosten. Auch Erwerbstätige müssen 
knapsen, oftmals geht mehr als ein Drittel des Ge-
halts für die Miete drauf. So können sich viele die 
Ware Wohnraum kaum noch leisten. Schlimms-
tenfalls droht der Rausschmiss. »Deshalb muss 
Schluss sein mit den Profiten der Immohaie auf 
unsere Kosten«, so Koch.  Ein Beispiel ist der Hafenplatz unweit des Pots-
damer Platzes an der Grenze zwischen Kreuzberg 
und Tiergarten. Ein Privatinvestor will dort eine 
Mietskaserne mit rund 400 günstigen Wohnungen 
plattmachen. In Kooperation mit der landeseigenen 
Gewobag, wohlgemerkt. Geplant ist ein schickes 
Wohn- und Gewerbequartier namens »Kulturha-
fen«. Gentrifizierung pur, im Schatten der Kathed-
ralen des Kapitals. Um den drohenden Abriss samt 

Vertreibung der Bewohner zu skandalisieren, wird 
die Demo dort einen Zwischenstopp einlegen.  Einen weiteren wird es vor der SPD-Bundes-
zentrale geben. Die Ampelkoalitionäre versagen 
mieten-, sozial- und wohnungspolitisch. Ein »Bau-
gipfel« nach dem anderen geht über die Bühne. Fol-
genlos. Konferieren können sie gut, handeln nicht. 
Demoabschluss ist am Platz der Luftbrücke. Dort 
will der schwarz-rote Senat das Tempelhofer Feld 

zubetonieren, das innerstädtische Naherholungsge-
biet auf dem früheren Flughafengelände.  Was fehlt, ist der politische Wille, das Problem 
Wohnungsnot endlich anzupacken, kritisieren die 
Demoaufrufer. Abgeordnete und Investoren lassen 
sich lieber von Immolobby und Baumafia hofieren. 
Am »Tag der Immobilienwirtschaft« beispielswei-
se, der zehn Tage nach der Mietendemo ansteht. 
Gleichfalls in Berlin. Das sieht Caren Lay, mieten-
politische Sprecherin der Linken im Bundestag, 
ähnlich. Gegenüber  jW  sagte sie am Freitag: »Die 
Regierung Scholz muss Mieterinnen und Mieter 

endlich vor dem Mietenwahnsinn schützen.« Wie? 
Ein Mietenstopp müsse her. Nicht irgendwann. 
Jetzt. 

 Gegenstimmen gibt es auch. Etwa von Jan-Marco 
Luczak (CDU). Steigende Mieten eigneten sich 
nicht »für Populismus«, meinte der wohn- und bau-
politische Sprecher der Unions-Bundestagsfraktion 
am Freitag zu  jW . Der »planwirtschaftliche Ruf« 
nach Enteignung und Mietendeckel sei kontrapro-

duktiv, bedeute »den Todesstoß für den Wohnungs-
bau«. Unfug, entgegnen Mieteraktivisten unisono. 

 Nur, was tun? Sich organisieren. Bande und 
Bündnisse knüpfen. Eng, enger. Dafür brauche 
es einen langen Atem, sagte Mio Decker von der 
Mieter:innengewerkschaft Berlin (MGB) am Frei-
tag im  jW -Gespräch. Der Druck auf Mieter werde 
ohne kollektive Gegenwehr nicht abnehmen. Das 
Ziel: »Die Häuser müssen denen gehören, die drin 
wohnen – nämlich uns Mieterinnen und Mietern.« 
Darum kann die Demo gar nicht groß, kraftvoll und 
kämpferisch genug sein. 

WWW.JUNGEWELT.DE

   Russland warnt vor Atomwaffeneinsatz 
     Moskau.  Russland droht nach der Lockerung der Einsatzbeschrän-kungen für westliche Waffen im Ukraine-Krieg erneut mit dem Einsatz von Atomwaffen. Russland bluffe nicht, warnte am Freitag Ex-präsident Dmitri Medwedew mit Blick auf taktische Atomwaffen, die im Gegensatz zu strategischen Atomwaffen für den Einsatz auf dem Gefechtsfeld gedacht sind und den Gegner nicht vollständig ver-nichten sollen. Der Konflikt könne sich zu einem umfassenden Krieg ausweiten, warnte der Vertraute von Präsident Wladimir Putin. Ein führender russischer Parlamen-tarier drohte dem Westen zudem mit einem asymmetrischen Krieg. Medwedews Äußerungen folgen auf die sukzessive Rücknahme von Auflagen für die Ukraine zum Einsatz westlicher Waffen. Auch hatte die Ukraine zuletzt mit Droh-nenangriffen das nukleare Früh-warnsystem Russlands beschädigt. 

(Reuters/jW) Siehe Seite 2, 4 und 8 

         Einreiseverbot: Faschist klagt erfolgreich 

     Potsdam.  Das Potsdamer Verwal-tungsgericht hat einem Eilantrag des früheren Kopfes der faschisti-schen »Identitären Bewegung« in Österreich, Martin Sellner, gegen dessen bundesweites Einreise-verbot stattgegeben. Das teilte die Behörde am Freitag nachmittag mit. Somit dürfe das von der Stadt Potsdam verhängte Einreiseverbot vorerst nicht vollzogen werden. Als Grund nannte ein Sprecher des Ge-richts, dass der von Sellner erho-bene Widerspruch voraussichtlich Erfolg haben werde. Die behörd-liche Verfügung habe sich nach summarischer Prüfung durch das Gericht als rechtswidrig erwiesen. Das Verbot hatte die Stadt nach dem Bekanntwerden eines Auftritts von Sellner bei einem Treffen von Konservativen und Faschisten in einer Potsdamer Villa im Novem-ber 2023 erwirkt. Er hatte dabei über Pläne für eine »Remigration« gesprochen.  (dpa/jW) 

Das wird ein Kraftakt sondergleichen: Die radikale Wende in der Wohnungspolitik
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2 Wochen testen

Rückkehr 
zur Wehr-
p icht? 

Nicht 
mit 
uns!
1.400 Probeabos für den Frieden!

Verzerrt berichtenWie der Tagesspiegel die jW mit Hilfe der Rosa-Luxemburg-Konferenz als judenfeindlich markiert

Schuldig gesprochenUSA: Expräsident Trump rechtskräf-tig verurteilt. Seiner Kampagne scheint dies nicht zu schaden

Perspektivisch ausloten»Wir schicken weder Polizei noch Streit-kräfte.« Gespräch mit Miguel Díaz-Canel, Präsident Kubas 

3
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MietendemoSonnabend, 1. Juni, 14 Uhr, Berlin, Auftakt: Potsdamer Platz, 
Abschluss: Platz der Luftbrücke

›Die Häuser müssen denen gehören, die drin wohnen – nämlich uns Mieterinnen und Mietern.‹

Großdemo in Hauptstadt: Bündnis fordert bundesweiten Mietendeckel, Vergesellschaftung von 
Immobilienkonzernen und Verbot von Zwangsräumungen . Von   Oliver Rast 
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Grünes Licht statt roter Linien: Ukraine darf mit NATO-Waffen Russland beschießen  n  Siehe Seiten 2, 4 und 8
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Die Verfallserscheinungen des kapitalistischen Gesellschaftssystems werden immer 
deutlicher, die Folgen dieser Politik immer verheerender: Kriege weltweit, Klima-
katastrophe, Flucht und Vertreibung, Hungersnöte, Armut, Massenarbeitslosigkeit  … 
Um sich eine klare Meinung zu bilden, braucht es eine linke, professionell arbeitende, 
im deutschsprachigen Raum erscheinende Tageszeitung, die ohne eine Partei oder 
ein großes Medienhaus im Rücken »am Markt besteht« und über die politischen 
Ereignisse schreiben kann. Das ist die junge Welt.

Einst auflagenstärkste Tageszeitung der DDR, sicherte 1995 der mutige Entschluss 
von Teilen der Belegschaft, selbst einen Verlag zu gründen und die junge Welt in 
Eigenregie weiterzuführen, ihr Fortbestehen. Heute ist die jW mehrheitlich im Besitz 
der Linken Presse Verlags-, Förderungs- und Beteiligungsgenossenschaft junge Welt 
eG und damit in den Händen ihrer Leserinnen und Leser.

Die Leserschaft ist das tragende Element. Sie verteilt sich heute auf Ost und West 
zu gleichen Teilen; auch die Abonnentenzahl in Österreich und der Schweiz nimmt 
stetig zu. Ihre Identifikation mit der Zeitung beeindruckt jeden Tag aufs neue. Viele 
von ihnen – nicht selten Multiplikatorinnen und Multiplikatoren in Gewerkschaften, 
der Friedens- oder antifaschistischen Bewegung – helfen, die Zeitung bekanntzuma-
chen, indem sie ihr Exemplar weitergeben oder neue Abonnentinnen und Abonnenten 
werben. Es handelt sich um ein lesebegeistertes Publikum, das Anzeigen im Blatt als 
zusätzliche Information versteht. 

Während große Medienkonzerne angesichts von Auflagenverfall und Bedeutungs-
verlust rätseln, wie in Zeiten des Internets mit Journalismus Geld zu verdienen ist, 
wissen wir: Eine klare politische Haltung, journalistische Sorgfalt und eine gehörige 
Portion Chuzpe sind die besten Voraussetzungen für ein Blatt, das seine Leser findet. 
Seit Jahren beweisen steigende Auflagenzahlen im Print und die wachsende Zahl von 
Onlineabonnements, dass wir damit richtig liegen.

Die junge Welt – Aufklärungsjournalismus

WWW.JUNGEWELT.DE

Gaza: Südafrika stellt 
Eilantrag in Den Haag

Pretoria. Südafrika hat den Inter-
nationalen Gerichtshof (IGH) per 
Eilantrag aufgefordert, Israel an-
zuweisen, humanitäre Hilfe in den 
umkämpften Gazastreifen zu lassen, 
meldete dpa am Donnerstag. Südaf-
rika begründete dies mit einer »weit-
verbreiteten Hungersnot« im Küs-
tenstreifen, wie das Gericht in Den 
Haag am Mittwoch mitteilte. Ende 
Dezember hatte Südafrika Israel vor 
dem IGH wegen Verstößen gegen 
die Völkermordkonvention verklagt. 
Das UN-Gericht verfügte in einem 
einstweiligen Entscheid, Israel müs-
se Schutzmaßnahmen ergreifen, um 
einen Völkermord zu verhindern. 
»Angesichts der neuen Fakten und 
Veränderungen in der Lage in Gaza 
– insbesondere der weitverbreiteten 
Hungersnot –, die durch die andau-
ernden ungeheuerlichen Verstöße« 
gegen die Konvention durch Israel 
verursacht würden, sehe sich Süd-
afrika gezwungen, weitere vorläufige 
Anordnungen zu beantragen, hieß 
es.  (dpa/jW)

Siehe Seiten 7 und 15

Treuhandverwaltung für 
PCK-Werk verlängert

Berlin. Der Bund verlängert die Treu-
handverwaltung der Anteile des 
russischen Energiekonzerns Rosneft 
an der Raffinerie Schwedt. Damit 
behalte die Bundesnetzagentur wei-
terhin die Kontrolle über Rosneft 
Deutschland und damit auch über 
die jeweiligen Anteile in den drei 
Raffinerien PCK Schwedt (Bran-
denburg), Miro (Karlsruhe) und 
Bayernoil (Vohburg), teilte das Wirt-
schaftsministerium am Donnerstag 
mit. Grund für die Verlängerung 
sei, dass die russischen Eigentümer 
erklärt hätten, sie wollten in der 
verlängerten Laufzeit ihre Anteile 
veräußern. »Ein Verkauf wäre der 
rechtssicherste und damit auch 
schnellste Weg, um Investitionen in 
die Raffinerien zu ermöglichen«, so 
das Ministerium. Rosneft vereine 
rund zwölf Prozent der deutschen 
Erdölverarbeitungskapazität auf 
sich. Es sei damit eines der größten 
Erdöl verarbeitenden Unternehmen 
in der BRD.  (Reuters/jW)
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Krieg, Krise und Kapitalis-
mus: Diese drei Schlagwor-
te sind beim diesjährigen 

feministischen Kampftag zentral. 
Während die weltweiten imperialis-
tischen Raubzüge die Lebensgrund-
lagen- und Perspektiven von Frau-
en zerstören, werden Sozialsysteme 
zum Wohl der Rüstungskonzerne ge-
schröpft. So ruft etwa die nach eige-
nen Angaben mobilisierungsfähigste 
Vernetzung der Frauenbewegung in 
Deutschland, das bundesweite Bünd-
nis »Feministischer Streik« dazu auf, 
an diesem Freitag »mit vielen Tau-
senden Streikenden und Demonst-
rierenden gemeinsam auf die Straße 
zu gehen, für bessere Arbeits- und 

Lebensbedingungen, für kostenlo-
se und ausreichende Kitaplätze, für 
eine Rekommunalisierung der öf-
fentlichen Daseinsfürsorge, gegen 
weltweite Kriege, sowie für eine ge-
schlechtergerechte Verteilung von 
Haus- und Sorgearbeit, feministische 
Gesundheitsversorgung und körper-
liche Selbstbestimmung«. 

Für den Dachverband der Mig-
rantinnenorganisationen, Damigra, 
heißt feministisch kämpfen in die-
sem Jahr mit Blick auf Landtagswah-
len in Brandenburg, Thüringen und 
Sachsen auch: »Gemeinsam gegen 
den Rechtsruck kämpfen!« Denn 
der Kampf für eine »vielfältige, li-
berale Demokratie« ist auch immer 

ein »intersektionaler, feministischer 
Kampf«. Soziale Ungleichheiten trä-
fen besonders nicht-»weiße« Frauen 
und vor allem jene mit Flucht- und 
Migrationsgeschichte. »Nicht nur in 
unbezahlter Carearbeit, sondern auch 
auf dem Arbeitsmarkt, wenn sie trotz 
guter Abschlüsse unter prekären Be-
dingungen, in Teilzeit und schlecht 
entlohnt arbeiten.« Die Ungleichhei-
ten träfen sie aber auch in anderen 
Bereichen – wie etwa auf dem Woh-
nungsmarkt – ungleich stärker. 

Und der bürgerliche Feminismus 
tut sich weiter schwer mit dieser For-
derung und dient allzu oft – wie an 
der Garde der hiesigen Kriegstreibe-
rinnen ablesbar ist – den Interessen 

des Kapitals. So kritisiert etwa die Al-
liance of Internationalist Feminists in 
ihrem Aufruf für den 8. März in Ber-
lin, unter dem Motto: »Down with 
Imperialist Feminism«, dass dieser 
Feminismus »ein Komplize im Sys-
tem der Unterdrückung« sei. Dieser 
westlich geprägte Feminismus »wur-
de in der Vergangenheit dazu genutzt, 
Länder des globalen Südens wirt-
schaftlich und militärisch zu unter-
werfen«, mit Milliarden wurde »im 
Namen der Befreiung und Rettung 
der Frauen Besatzung, Völkermord, 
Unterdrückungsregime und Ausbeu-
tung finanziert«. 

Keiner von uns ist frei, solange 
nicht alle von uns frei sind! wird herausgegeben von 

2.767 Genossinnen und 
Genossen (Stand 11.12.2023)

n www.jungewelt.de/lpg

4 198625 902109

50010
Weggesperrt
Wegen Ukraineberichten: Spanischer 

Journalist Pablo González seit zwei 
Jahren in Polen inhaftiert

Bestreikt
Widerstand gegen Tarifdiktat: Verdi-

Ausstände im Einzelhandel mit 
Schwerpunkt bei Rewe-Gruppe

Vererbt
Wem gehört sowjetische Kultur? Über 

das Verhältnis von nationaler 
und politischer Identität3 5 10

Gegen Ausbeutung, Krieg und Spaltung auf die Straßen. Von Ina Sembdner

Feministisch kämpfen, jetzt!
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Im Hamsterrad
Bei Projektarbeit unter kapitalisti-
schen Bedingungen sind abhängig 
Beschäftigte keineswegs autonome 
Subjekte ihrer eigenen Arbeitshand-
lungen. Von Von Hermann Bueren
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 Kaum zu glauben war, was 
Nachrichtensprecher am 
Dienstag morgen verkünde-

ten: Julian Assange hat das britische 
Hochsicherheitsgefängnis Belmarsh 
in London verlassen. Als sich die Bil-
der verbreiteten, auf denen der Wiki-
leaks-Gründer ohne Handschellen ins 
Flugzeug in Richtung Pazifik steigt, 
ging ein Aufatmen um die Welt. Zahl-
reiche Unterstützer, Politiker, Ak-
tivisten und Presseleute feierten die 
Freiheit des Journalisten. Wikileaks 
erklärte via X, dass er das Gefängnis 
bereits am Montag morgen verlassen 
habe.  

 Sieben Jahre lang hatte Assange in 
der beengten ecuadorianischen Bot-
schaft in London verbracht, bevor er 
am 11. April 2019 von der britischen 
Polizei verhaftet und für 1.901 Tage in 
eine zwei mal drei Meter kleine Zelle 
für 23 Stunden am Tag eingesperrt 
wurde. Seither war seine Stimme ver-
stummt.  

 »Julian Assange ist dank unermüd-
licher internationaler Solidarität frei«, 
erklärte Sevim Dagdelen, außenpoli-

tische Sprecherin des BSW und ak-
tiv in der Solidaritätsbewegung für 
Assange, erleichtert. »Unvergessen« 
bleibe jedoch, »dass die USA und die 
NATO-Staaten insgesamt den Journa-
listen seit 2010 seiner Freiheit beraubt 
und ihn mehr als fünf Jahre im bri-
tischen Hochsicherheitsgefängnis für 
seine investigative Arbeit eingekerkert 
haben«. Die deutsche Außenminis-
terin Annalena Baerbock (Bündnis 
90/Die Grünen) habe laut Dagdelen 
»mit ihrem mangelnden Engagement 
keinen Beitrag zur Freilassung von 
Julian Assange geleistet und so den 
US-Angriff auf die Pressefreiheit 
flankiert«.  

 Trotz der Freude über die gute 
Nachricht bleiben Bedenken. Be-
vor Assange zu seiner Familie nach 
Australien zurückkehren kann, muss 
er sich noch auf die bei Guam lie-
gende US-Kolonie Saipan begeben, 
um sich dort vor einem US-Richter 
schuldig zu bekennen. Seine Unter-
stützer wollen seit Jahren verhindern, 
dass er US-Territorium betreten muss. 
Dort drohen ihm bis zu 175 Jahre Haft 

bzw. die Todesstrafe. Gang und gäbe 
ist, dass Strafverteidiger und Ankla-
ge die Details ihrer Deals bereits vor 
dem Gerichtstermin aushandeln. Der 
52jährige wird sich offensichtlich in 
einem einzigen Anklagepunkt, dem 
der Verschwörung zur Beschaffung 
und Weitergabe von geheimen US-
Verteidigungsdokumenten, schuldig 
bekennen. Assanges »Vergehen«: Er 
hatte mit Hilfe der Whistleblowerin 
Chelsea Manning, Angehörige der 
US-Streitkräfte, Zehntausende Doku-
mente zu Kriegsverbrechen im Irak 
und in Afghanistan –  unter anderem 
Videoaufnahmen aus einem US-
Kampfhubschrauber unter dem Titel 
»Collateral Murder«  – veröffentlicht.  

 Es wird erwartet, dass Assange bei 
der Anhörung zu 62 Monaten Haft 
verurteilt wird, die er bereits verbüßt 
hat. »Ich fühle mich beschwingt. Al-
lerdings mache ich mir auch Sorgen, 
weil ich das so gewohnt bin, dass alles 
passieren kann«, erklärte  seine Frau 
Stella  am Dienstag gegenüber  Reu-
ters : »Aber es sieht so aus, als hätten 
wir es geschafft.« Ähnlich zwiege-

spalten zeigte sich am Dienstag auch 
Jérémie Zimmermann, langjähriger 
Wegbegleiter und Freund Assanges: 
»Es ist ein Grund zum Feiern.« Aller-
dings gebe es »auch Gründe, besorgt 
zu sein«. Die Vereinbarung könne 
eine Menge ungerechter Klauseln wie 
z.B. ein Redeverbot enthalten, erklärt 
er. Außerdem sei das Schuldbekennt-
nis ein »starkes politisches Signal, um 
weitere journalistische Bemühungen 
wie Wikileaks einzuschränken«.  

 Stella Assange, die einst Teil seines 
Anwaltsteams war, sagte  Reuters,  »ein 
Schuldgeständnis unter dem Spiona-
gegesetz in bezug auf die Beschaffung 
und Weitergabe von Informationen« 
sei für »Journalisten, die sich mit der 
nationalen Sicherheit befassen, im all-
gemeinen ein sehr ernstes Problem«. 
Der ehemalige US-Geheimdienst-
direktor James Clapper, zu dessen 
Amtszeit die geheimen Dokumente 
veröffentlicht wurden, sagte im Inter-
view mit  CNN , Julian Assange habe 
»seine Schuldigkeit getan«.  

   Siehe Kommentar Seite 8 
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   Von der Leyen soll zweite 
Amtszeit bekommen 

     Brüssel.  Kurz vor dem entschei-
denden EU-Gipfel haben sich 
Staats- und Regierungschefs 
darauf verständigt, die CDU-
Politikerin Ursula von der Leyen 
für eine zweite Amtszeit als 
Präsidentin der EU-Kommission 
zu nominieren. Die Einigung 
sieht zudem vor, dass die liberale 
estnische Regierungschefin Kaja 
Kallas den Posten der EU-Außen-
beauftragten bekommt. Zum 
Präsidenten des Gremiums der 
Staats- und Regierungschefs soll 
für zunächst zwei Jahre der frühe-
re portugiesische Regierungschef 
António Costa gewählt werden. 
Nach der Nominierung muss von 
der Leyen eine Mehrheit im EU-
Parlament bekommen. Die Ab-
stimmung gilt als höchste Hürde 
auf dem Weg zu einer zweiten 
Amtszeit. Von der Leyen hatte 
direkt nach den Wahlen angekün-
digt, eine Fortsetzung der bisheri-
gen informellen Zusammenarbeit 
mit Sozialdemokraten und Libe-
ralen anstreben zu wollen.

 (dpa/jW) 
Siehe Seite 6       

   EU startet Verhandlung 
zum Beitritt der Ukraine 
     Luxemburg.  Die Europäische 
Union hat die Beitrittsverhand-
lungen mit der Ukraine eröffnet. 
Vertreter des Landes und der 
EU kamen dazu am Dienstag 
in Luxemburg zu einer ersten 
sogenannten Regierungskonfe-
renz zusammen. »Dies ist ein 
historischer Moment für uns alle 
und ein Meilenstein in unserer 
Beziehung«, sagte die belgische 
Außenministerin Hadja Lahbib 
im Namen der EU zum Auftakt 
der Gespräche. Auch mit der 
Republik Moldau hat die EU am 
Dienstag die Gespräche über eine 
mögliche Aufnahme begonnen. 
Lahbib erinnerte am Dienstag da-
ran, dass weitere Fortschritte im 
Beitrittsprozess an die Erfüllung 
von Bedingungen geknüpft sind 
und theoretisch auch wieder rück-
gängig gemacht werden können. 
Wie lange die Beitrittsverhand-
lungen dauern werden und ob sie 
überhaupt zu einem erfolgreichen 
Abschluss gebracht werden kön-
nen, ist offen.  (dpa/jW) 
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Wikileaks-Gründer bekennt sich schuldig und verlässt Gefängnis. Freude, aber auch 
Unbehagen in der Solidaritätsbewegung . Von   Dominik Wetzel 

wird herausgegeben von 
2.801 Genossinnen und 
Genossen (Stand 18.6.2024)

■ www.jungewelt.de/lpg
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Arm bleiben
Bertelsmann-Stiftung beklagt das Los 

von Alleinerziehenden. Von eigener 
Schuldigkeit keine Spur

Großartig sein
USA: Trump-Lager entwickelt Plan für 

Friedensverhandlungen zwischen 
Russland und Ukraine

Kriegstüchtig werden
Immer mehr Waffen: Eine Übersicht zu 

den veranschlagten Kosten der 
deutschen Aufrüstung5 7 12

Assange frei, 
Presse nicht

Wikileaks-Gründer 
Julian Assange wird in 
einem Flugzeug aus der 
britischen Hauptstadt 
ausgeflogen

  SEITE 3

Im Kollaps
»Das war eine eklatante Fehlein-
schätzung.« Partei Die Linke bei 
EU-Wahl auf 2,7 Prozent der 
 Stimmen abgestürzt. Strategie 
vernachlässigte die Friedensfrage. 
Ein Gespräch mit Gesine Lötzsch
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1.600 Probeabos für den Frieden! Siehe Seite 10

Durchdachte Vergeltung
Iran: Neues Kabinett hat sich konstituiert. 

Doch noch keine Antwort auf Tötung Hanijas 
in Teheran

Schändliche Schandlisten
Vom tendenziösen Agieren der »Reporter ohne 

Grenzen« im Falle 
von Julian Assange

Proletarische Manifestation
Vor 90 Jahren: Antifaschistische Einheitsfront 

an der Saar unter der Losung 
»Nie zu Hitler!«

 Mehr Geld für Kanonen. »So 
tragisch der Ukraine-Krieg 
ist«, so das  Handelsblatt

am Freitag, habe dieser den Rüstungs-
konzern Rheinmetall und dessen Chef 
Armin Papperger doch reich gemacht. 
Die Düsseldorfer Wirtschaftszeitung 
brachte ihn am Freitag als Posterboy 
auf die Titelseite. »Der Panzermann« 
steht da, mit Verweis auf den Artikel im 
Innenteil, der mit »Im Kampfmodus« 
betitelt ist. Der Krieg in der Ukraine 
»und der damit parallel verlaufende 
Aufstieg eines deutschen Rüstungskon-
zerns« trieben »auch« die Karriere des 
Rüstungsmanagers an, heißt es da. Mit 
freundlicher Unterstützung der BRD. 
 Auch ihre Vertreter geben regelmäßig 
vor, den Krieg, auf den sie unbedingt 
hinarbeiten, nicht führen zu wollen . 

 Einen »strategischen Plan« verfolge 
Rheinmetall seit 2014, hatte Papperger 
bei Präsentation der Quartalszahlen des 
Unternehmens erklärt. In den vergan-

genen knapp zehn Jahren mit ihm als 
Konzernchef hat sich der Börsenwert 
des Konzerns vervierundzwanzigfacht: 
Man verfolgt den Plan nicht alleine. Als 
nächster taktischer Zug auf der Agenda 
steht eine zentrale Waffenproduktion in 
der EU. Schließlich würden »die Kos-
ten den Krieg entscheiden, nicht nur 
das beste Material«, bemerkte das  Han-
delsblatt . Um diese zu senken, müsse 
die »Branche« konsolidiert werden, 
Rheinmetall werde dabei eine »führen-
de Rolle einnehmen«. Doch Papperger, 
firmenintern »V 1« genannt, ist längst 
auf Expansionskurs. 

 In der Ukraine produziert Rheinme-
tall bereits den neuen Schützenpanzer 
»Lynx« und plant eine Munitionsfabrik. 
Vergangene Woche gab der Konzern die 
Übernahme der US-Rüstungsfirma Loc 
Performance bekannt. Nicht zuletzt die 
100 Milliarden Euro des »Sonderver-
mögens« der Ampelkoalition sorgen für 
volle Auftragsbücher des Waffenprodu-

zenten. Direkt nach dem Beschluss des 
Bundestags reklamierte Papperger öf-
fentlich bis zu 40 Milliarden davon für 
sein Unternehmen. 

 Künftig will Kriegsminister Boris 
Pistorius (SPD) auch nicht mehr »nach 
Kassenlage« für die Bundeswehr be-
stellen, sondern danach, »was wir für 
die Landesverteidigung brauchen«, zi-
tierte ihn das  Handelsblatt . Es reicht 
dem Minister nicht, dass der Rüstungs-
etat im Haushalt als einziger Posten 
regelmäßig erhöht wird. Die Ampel 
plant, die Wehrausgaben auf jährlich 
80 Milliarden Euro in den kommenden 
vier Jahren zu erhöhen. »Kriegstüchtig-
keit« will bezahlt werden. 

 Oder vermittelt. Erst am Donnerstag 
schlossen Bundeswehr-Soldaten einen 
Gedenkmarsch für im Kampf getötete 
oder im Dienst verstorbene Soldaten 
ab. Über 117 Kilometer sollte der Auf-
marsch – von Potsdam über einige Kur-
ven ins Berliner Regierungsviertel – für 

»mehr Akzeptanz in der Gesellschaft« 
sorgen, wie der  RBB  Brandenburgs 
Landeskommandochef Olaf Detlefsen 
zitierte. Es bedürfe eines persönlichen 
Einsatzes, »um unsere Demokratie zu 
schützen und uns als Deutschland, als 
Nation zu verteidigen«, meinte er. 

 Dabei lässt die Regierung ihre 
Kriegsbesoffenheit bereits von der 
eigenen Bevölkerung bezahlen. Denn 
die »Kassenlage« bestimmt, ob Geld 
für Wohnungsbau, Gesundheitsversor-
gung, Bildung, Erwerbslosenunterstüt-
zung und Renten in die Hand genom-
men wird.  Mit zunehmender Beteili-
gung an der Rüstungsproduktion, wie 
von der Regierung geplant, dürfte sich 
ihr Sozialkahlschlag noch verstärken . 
Aktivisten und Verbände schlagen seit 
Monaten Alarm. Einzig Gewerkschafts-
führungen zeigen an diesem fatalen 
Kurs, entgegen ihren Grundsätzen, er-
staunlich wenig Interesse. 

Siehe Kommentar Seite 8 

Oberster Gerichtshof bestätigt Sieg Maduros

WWW.JUNGEWELT.DE

   Kämpfe in Gaza trotz 
Verhandlungen 

     Gaza.  Ungeachtet einer Poliokrise 
und laufender Bemühungen um 
eine Waffenruhe gehen die Kämpfe 
in Gaza unvermindert weiter. Die 
israelische Armee tötete nach eige-
nen Angaben in Nahkämpfen seit 
Donnerstag Dutzende gegnerische 
Kämpfer, wie  dpa  am Freitag melde-
te. Aus Sicherheitskreisen verlautete 
jedoch, dass es sich bei den meisten 
Toten um Zivilisten handele. Die 
Kassam-Brigaden, der militärische 
Arm der Hamas, teilten ihrerseits 
mit, sie hätten bei einem Angriff in 
Rafah mehrere israelische Soldaten 
getötet und verwundet. Das UN-
Nothilfebüro OCHA beklagte die 
Folgen der wiederkehrenden israeli-
schen Evakuierungsbefehle. In Kairo 
sollten unterdessen Vermittlungs-
bemühungen für eine Waffenruhe 
fortgesetzt werden. Hauptstreitpunkt 
ist Berichten zufolge das Bestehen 
Israels darauf, zwei Landstreifen in 
Gaza dauerhaft zu besetzen.  (dpa/jW) 

Siehe auch Seite 6 

         Berlin: Abriss von 
Wohnblock genehmigt 
     Berlin.  Im jahrelangen Streit um  den 
Wohnblock in der Habersaathstraße  
in Berlin-Mitte hat das Bezirksamt 
den Abriss genehmigt. Dafür habe 
sich der Eigentümer verpflichtet, 
Ersatzwohnungen zu schaffen, mit 
einem Mietpreis, der »von einem 
durchschnittlich verdienenden 
Arbeitnehmerhaushalt« finanziert 
werden könne, so das Bezirksamt. 
Die Eigentümerfirma will auf dem 
Gelände einen Neubau errichten und 
hat Bewohnern gekündigt. Klagen 
dagegen waren laut Berliner Mieter-
verein erfolgreich. Der Geschäfts-
führer des Mietervereins, Sebastian 
Bartels, kritisierte die Vorgaben 
des Bezirks. »Kaltmieten von 11,50 
bis 16,50 Euro je Quadratmeter für 
einen Ersatzneubau« seien für die 
jetzigen Bewohner »kaum leistbar«. 
Das Bezirksamt habe ohne Not dem 
Druck des Investors nachgegeben 
und die abgelaufene Abrissgenehmi-
gung »investorenfreundlich« erneu-
ert.  (dpa/jW)                                                                             

Was auf dem Tisch liegt, reicht ihm nicht: Boris Pistorius möchte gerne noch mehr Rüstung im Haushalt haben

M
O

N
TA

G
E

 J
W

/R
E

U
T

E
R

S
/A

N
G

E
LI

K
A

 W
A

R
M

U
T

H
, I

M
A

G
O

/P
A

N
A

M
A

 P
IC

T
U

R
ES

, S
H

O
T

S
H

O
P/

IM
A

G
O

, R
E

U
T

E
R

S
/L

IS
I N

IE
S

N
E

R
, I

M
A

G
O

/I
N

G
IM

A
G

E

24./25. AUGUST 2024, NR. 197 · 2,90 EURO (DE), 3,20 EURO (AT), 3,40 CHF (CH) · PVST A11002 · ENTGELT BEZAHLT

Venezuela: Unterlagen von Präsidentschaftswahl nicht zu beanstanden. Oppositionskandidat gerügt

 Die Wahlkammer des Obers-
ten Gerichtshofs (TSJ) in Ve-
nezuela hat die Ergebnisse 

der Präsidentschaftswahl bestätigt. In 
dem Urteil vom Donnerstag (Ortszeit) 
heißt es, dass die Kammer »das ge-
prüfte Wahlmaterial ohne Beanstan-
dung bestätigt« und die vom Natio-
nalen Wahlrat »CNE ermittelten Er-
gebnisse der Präsidentschaftswahlen 
vom 28. Juli 2024, bei denen Nicolás 
Maduro Moros zum Präsidenten der 
Republik gewählt wurde, für gültig er-
klärt«. Der CNE erklärte Maduro mit 
52 Prozent der Stimmen zum Sieger, 

gegenüber 43 Prozent für den von den 
USA unterstützten Oppositionskandi-
daten Edmundo González. 

 Gleichzeitig forderten die Richter 
den CNE auf, die endgültigen Ergeb-
nisse der Präsidentschaftswahlen zu 
veröffentlichen. Dies muss laut Ge-
setz innerhalb eines Monats nach 
Stimmabgabe passieren, bei der es 
nach Angaben der Regierung eine 
Cyber attacke gegen das automati-
sierte Wahlsystem gegeben hat. Die 
Richter leiteten das Urteil auch an 
die Staatsanwaltschaft weiter, damit 
diese, falls sie es für notwendig hält, 

die entsprechenden strafrechtlichen 
Ermittlungen im Zusammenhang mit 
den während des Prozesses festge-
stellten Straftaten und Wahlvergehen 
einleiten kann. Konkret benannt wur-
de der sich als Wahlsieger darstel-
lende González. Er habe das Gericht 
missachtet, »weil er die Aufforderung 
der Wahlkammer ignoriert hat, am 
Donnerstag, dem 8. August, zu er-
scheinen und die Wahlunterlagen vor-
zulegen, die sich nach Angaben seiner 
Partei in ihrem Besitz befinden«. 

 Während etwa der bolivianische 
Expräsident Evo Morales oder der 

nicaraguanische Staatschef Daniel 
Ortega Maduro gratulierten, beschei-
nigte Chiles Gabriel Boric dem TSJ 
auf X, dass der Gerichtshof »den Be-
trug endgültig bestätigt« habe. »Das 
Maduro-Regime begrüßt das Urteil 
offensichtlich mit Begeisterung. (…) 
Es besteht kein Zweifel, dass wir es 
mit einer Diktatur zu tun haben, die 
Wahlen fälscht«, so der sozialdemo-
kratische Präsident. Angerufen hatte 
den Obersten Gerichtshof Maduro 
am 31. Juli selbst, nachdem González 
Wahlbetrug angeprangert hatte.

  Ina Sembdner 

wird herausgegeben von 
2.900 Genossinnen und 
Genossen (Stand 20.8.2024)
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Doch noch keine Antwort auf Tötung Hanijas 
in Teheran

Grenzen« im Falle 
von Julian Assange

an der Saar unter der Losung 
»Nie zu Hitler!«3 12 15

Hurra, 
die Butter 
ist alle!
Kriegsminister Pistorius und 
Rheinmetall-Chef Papperger 
verstehen sich. Der Konzern ist 
längst Musterbetrieb für den 
Kriegskurs der Regierung . 
Von   David Maiwald 

Heute mit 8 Seiten extra    Wochenendbeilage »faulheit & arbeit«
Solidarität jetzt: 

3.000 Abos für die 
Presse freiheit!
jungewelt.de/abo
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Einzigartige Beziehung zur Leserschaft

Wer in der jungen Welt wirbt, profitiert von der einzigartigen Be-
ziehung zwischen ihr und ihrer Leserschaft. Die jW ist nicht nur 
Tageszeitung, sie ist Teil der sozialen und politischen Bewegungen, 
über die sie berichtet. Sie wird von ihren Leserinnen und Lesern als 
unverzichtbare Informationsquelle geschätzt, die Identifikation mit 
»ihrer« Tageszeitung ist unübertroffen hoch.

So werden auch Anzeigen in der jungen Welt als wichtige Zu-
satzinformation verstanden. Der beste Grund, in der jW zu werben, 
sind aber unsere Leserinnen und Leser selbst. Unsere Leserschaft 
verteilt sich über den gesamten deutschsprachigen Raum (siehe 
Grafik).

Die jW vereint Multiplikatorinnen und Multiplikatoren aus Frie-
densbewegung, Gewerkschaften, feministischer, antifaschistischer 
und Bürgerrechtsbewegung, Organisationen für Umwelt- und 
Verbraucherschutz, Mieterschutz und natürlich aus der progressiven 
Kulturszene. Kurz: Mit Ihrer Anzeige werben Sie bei denen, die für 
Bewegung sorgen.

Gute Mischung: Verteilung der jW-Leserschaft

Ost 34 %

 West 46 %

Berlin 15  %

Österreich/Schweiz 5 %
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mm-Preise:  s/w 2c 3c/4c
normal 2,75 € 3,00 € 3,50 €
ermäßigt* 2,20 € 2,50 € 3,00 €
ermäßigt** 1,60 € 2,00 € 2,50 €

Zuschlag für Wochenendausgabe: 1,00 €/Millimeter
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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»Kein schwierigerer Vormarsch  
als der zurück zur Vernunft!«

Bert Brecht  
(Gedichte aus dem Messingkauf, 1955)

Deutschland muss wieder »kriegstüch-
tig« sein. Verteidigungsminister Boris 
Pistorius (SPD) hat damit im Juni of-
fen verkündet, worauf Militärs, Rüs-

tungslobbyisten und Bellizisten aller Art seit Jah-
ren emsig hinarbeiten. Endlich wieder Großmacht 
sein, auch militärisch. Anders ließe sich, so die 
Kriegslüge, der Status quo nicht verteidigen und 
»der Russe« nicht abschrecken. Zur Bewahrung 
der »freiheitlichen Demokratie« vor »autokrati-
schen Regimes« muss offenbar auch im Innern 
unliebsamer Widerspruch gegen den Aufrüstungs-
kurs eingehegt werden.

Kanonen statt Butter: Auf diese Losung 
schrumpft der Konsens von SPD, FDP und Bünd-
nis 90/Die Grünen sowie CDU/CSU zusammen. 
Für den nächsten großen Krieg kann nicht tief ge-

nug in die Staatskasse gegriffen werden; notfalls 
vergibt Pistorius’ Ministerium auch Aufträge mit 
ungedeckten Checks. Hauptsache, die Rüstungs-
profiteure haben volle Auftragsbücher. Derweil 
schmelzen den Normalsterblichen die Reallöhne 
dahin.

Global ist die Tendenz ebenfalls eindeutig. 
Die weltweiten Militärausgaben sind auf einem 
Höchststand. Das nukleare Arsenal wächst. Wel-
che verheerenden Auswirkungen Krieg und Kriegs-
vorbereitung auf das globale Ökosystem haben, 
beschreibt Wolfgang Pomrehn in dieser Beilage. 
Dass natürlicher Reichtum wie Bodenschätze für 
Länder der Peripherie im Kapitalismus schnell zum 
Verhängnis werden kann, erklärt Tim Krüger an-
hand des Rohstoffkriegs im Kongo, der trotz hoher 
Opferzahlen medial wenig im Fokus steht. Wie 
sogenannte künstliche Intelligenz und andere Spit-
zentechnologien die Kriege der Zukunft verändern 
sollen, damit noch effizienter getötet werden kann, 
diskutiert Christian Heck. Dass die USA angesichts 
des eigenen Hegemonieverlusts die NATO mehr 

und mehr in eine (kriegerische Großkonfrontation) 
mit China treiben, zeigt Jörg Kronauer auf.

Der NATO-Stellvertreterkrieg gegen Russland 
hat bereits Zehntausenden Ukrainern und Russen 
das Leben gekostet. Die transatlantische Part-
nerschaft wertet Berlin dabei zuweilen höher als 
die Interessen des deutschen Monopolkapitals, 
wie Lucas Zeise erläutert. Die Regierungen im 
globalen Süden sind aber nicht mehr länger be-
reit, sich dem Diktat des Nordens zu beugen. Die 
Parteinahme für die Ukraine hat sich in Grenzen 
gehalten. Durch verstärkte Kooperation unterei-
nander versuchen die Länder des Südens, auf 
die globalen Spielregeln der Macht Einfluss zu 
nehmen, wie John P. Neelsen und Vijay Prashad 
jeweils aufzeigen.

In den Augen des globalen Südens dürften die 
westlichen imperialistischen Staaten mit ihrer 
skrupellosen Unterstützung Israels spätestens 
seit dem 7. Oktober 2023 den letzten Rest an 
diplomatischer oder gar moralischer Autorität 
verspielt haben. Die Regierung von Ministerprä-

sident Benjamin Netanjahu verübt nachweislich 
mit US-amerikanischen Bomben und deutscher 
Rückendeckung den wohl ersten live übertrage-
nen Völkermord der Geschichte. Gemessen am 
Prozentsatz der getöteten Bevölkerung des Gaza-
streifens gehört der Konflikt bereits jetzt zu den 
tödlichsten des 21. Jahrhunderts. Im Namen des 
Kampfs gegen »Terroristen« werden dort – wie in 
früheren Kolonialkriegen  – tatsächlich überpro-
portional Zivilisten ermordet.

Da knapp die Hälfte der mehr als zwei Milli-
onen Bewohner minderjährig ist, ist Gaza vom 
größten Freiluftgefängnis der Welt zu einem Mas-
sengrab für Kinder geworden. Der blutigen Ra-
che des israelischen Militärs für den Angriff der 
Hamas vom 7. Oktober fielen bisher mehr als 
17.000  Minderjährige zum Opfer. Den Kindern 
Gazas, die ihr Leben lang keine Freiheit gekannt 
haben, täglich unvorstellbares Leid erleiden und, 
sofern sie überleben, für immer an den Folgen 
dieses Blutvergießens leiden werden, ist diese 
Beilage gewidmet.

Weltordnung im Wandel
Das US-Imperium forciert die gewaltsame Konfrontation mit aufstrebenden Ländern des Südens. 
Berlin steht fest an der Seite Washingtons. Von Marc Bebenroth und Karim Natour

Mit Gewalt gegen den Niedergang: Das US-Imperium verliert seine Dominanz  und droht mit Eskalation (Teheran, 14.10.2023)  
Diese Beilage ist überwiegend mit Szenen aus dem Gazastreifen bebildert ROUZBEH FOULADI/ZUMA WIRE/IMAGO

Regelbasierter Wirtschaftskrieg. Sanktionen gegen Russland schaden deutschem Monopolkapital n Seite 2 
Stimmungswandel im globalen Süden. Neues Selbstvertrauen gegen Herrschaft des Nordens entsteht n Seite 4
Aufmarsch gegen den Machtverlust. China und Russland gefährden Dominanz des Westens n Seiten 5/6 

Krieg & Frieden
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n Anzeigen in Themenbeilagen

Fragt man unsere Leserinnen und Leser, was sie am meisten an ihrer Tageszeitung schätzen, rangieren 
die jW-Themenbeilagen ganz vorn. Im Schnitt zweimal im Monat ergänzt die junge Welt ihre Tages-
ausgabe mit diesem Extra von acht bis 24 Seiten. Hier beleuchtet die jW-Redaktion jeweils ein Thema 
ausgiebig in Reportagen, Hintergrundberichten und Analysen, Interviews und Rezensionen. Für Ihre 
Werbung bieten die jW-Beilagen unschätzbare Vorteile. Anzeigen in Beilagen wirken …

… länger.
Sie sind deutlich langlebiger als reguläre Tagesausgaben und werden häufiger zur Hand genommen. 

… und länger.
Jede Beilage wird in einer zusätzlichen Auflage von mehreren tausend Exemplaren gedruckt und bei 
Messeständen und Freiverteilaktionen Interessierten als Werbematerial in die Hand gegeben.

… zielgenauer.
In jW-Beilagen werden klar abgesteckte Themengebiete bearbeitet. Hier werben Sie in einem optimalen 
redaktionellen Umfeld.

… mehr.
Neben unseren Vollabonnenten und Kioskkäufern beziehen auch die Mittwoch/Samstag-Abonnenten die 
Beilagen.

… und mehr. 
Unsere Kolleginnen und Kollegen aus dem Vertrieb bewerben die Themenbeilagen gezielt in der jW und 
beim Einzelhandel. Das Ergebnis sind höhere Verkaufszahlen am Kiosk.

Über Erscheinungstermine und Themen informiert Sie unser aktueller Beilagenplan, den wir Ihnen gerne zukommen lassen.  
Alternativ finden Sie ihn auch im Netz unter www.jungewelt.de/werbung.

Immer auf den Punkt: Die jW-Beilagen

D
ie aktuelle Eskalation im 
sogenannten Nahostkon-
flikt bedarf der Kontextu-
alisierung. Diese Beilage, 
die am 76. Nakba-Tag er-

scheint, versucht dazu einen Beitrag zu 
leisten. Die Nakba – das arabische Wort 
für Katastrophe – markiert den Beginn 
von massenhafter Vertreibung, Zerstö-
rung, Gewalt und Tod für zunächst Hun-
derttausende und mittlerweile Millionen 
Palästinenser. Um zu verstehen, was am 
7. Oktober passiert ist und in dessen Folge 
passiert, ist es notwendig, sich die vergan-
genen 76 Jahre seit der Staatsgründung 
Israels anzuschauen – mindestens, denn 
die Geschichte der kolonialen Bewegung 
des Zionismus reicht bis ins 19. Jahrhun-
dert zurück.

Knut Mellenthin seziert in seinem Text 
»Wie ›die Welt‹ Palästina teilte« die von 
der israelischen Propaganda vorgegebene 
und vom westlichen Mainstream weitge-
hend übernommene Vorstellung eines glo-
balen Schulterschlusses zur Landfrage in 
dem britisch verwalteten Gebiet. Während 

»die Welt« 1947 eine kolonial und imperial 
dominierte war, leben heute in den damals 
marginalisierten Regionalgruppen der 
UNO rund 75 Prozent der Weltbevölke-
rung. Was folgte, war Gewalt und Vertrei-
bung. Der palästinensische Geograph und 
Historiker Salman Abu Sitta schildert im 
Gespräch mit Jamal Iqrith, wie er die Zeit 
der Nakba als Zehnjähriger miterleben 
musste. Er hat detailliert ausgearbeitet, 
wie es möglich wäre, das von der UNO ga-
rantierte Recht auf Rückkehr umzusetzen.

Ungeachtet dessen, ist man in Israel 
zum hochtechnologisierten Töten überge-
gangen. Jakob Reimann schildert in »Hei-
liges Land hochgerüstet« die Entwicklung 
von jüdischen Selbstverteidigungseinhei-
ten und Terrorgruppen bis hin zum Einsatz 
tödlicher künstlicher Intelligenz im aktu-
ellen Gazakrieg. Unterstützung in Form 
von Rüstungslieferungen erhielt und erhält 
Israel dabei von finanzstarken Verbünde-
ten, allen voran den USA, gefolgt von 
Deutschland, als junger Staat aber auch 
von der Tschechoslowakei. »Die bedin-
gungslose Unterstützung Israels« ist ei-

nes der Kernprobleme, die der israelische 
Journalist Gideon Levy für die anhalten-
de Gewalt und die Kriege verantwortlich 
macht. Dafür, dass sie auch in politische 
Entscheidungen umgemünzt wird, sorgt 
die besonders in den USA mächtige Israel-
Lobby. In dem Land selbst sorgt der vom 
israelischen Historiker Moshe Zucker-
mann analysierte »Riss zwischen unten 
und oben« für eine tiefgehende Spaltung 
der Gesellschaft: Während die aus Europa 
eingewanderten Aschkenasim die Eliten 
des Landes stellen, sammeln sich die so-
zioökonomisch abgehängten Mizrachim 
in religiös-ideologischen Parteien wie der 
»Schas«.

Auch im aktuellen Krieg taucht immer 
wieder die Frage nach der Verantwortung 
arabischer Staaten auf. Wiebke Diehl kann 
in ihrem Text nur den »Verrat an Palästi-
na« konstatieren. Während sich die Ris-
se im arabischen Gefüge bereits vor der 
Staatsgründung Israels zeigten, begann 
mit dem ägyptischen Präsidenten Anwar 
Al-Sadat 1979 der bis heute fortgesetzte 
Weg der »Normalisierung« – immer im 

Spannungsfeld mit jeweils deutlich paläs-
tinasolidarischen Bevölkerungen. Aber 
auch das bedeutet für die Hunderttausen-
den, die während der Nakba vertrieben 
wurden und in diesen Ländern Zuflucht 
fanden, keine Besserung. Sie leben dort 
zumeist in Flüchtlingslagern »Ohne Staat, 
ohne Rechte«, wie Karin Leukefeld an den 
Beispielen Syrien, Jordanien und Libanon 
nachzeichnet.

In ihrem von Israel besetzten Land 
selbst erfahren Palästinenser jedoch Ge-
walt, Zerstörung und den Entzug der 
Lebensgrundlagen. Helga Baumgarten 
beschreibt in ihrem Text »Nakba ohne 
Ende«, wie radikale Siedler in ihrem ko-
lonialistischen Vorgehen von Staat und 
Polizei geschützt werden und wie da-
durch einer Zweistaatenlösung faktisch 
der Boden entzogen wurde. Daher gilt 
es, alternative Lösungen für den Ter-
ritorialkonflikt zu finden. Jörg Tiedjen 
widmet sich in »Zwischen Utopie und 
Realismus« der Idee einer gemeinsamen 
Staatlichkeit mit gleichen staatsbürgerli-
chen Rechten für alle.

Palästina in Trümmern
Nach 76 Jahren ist der durch Israels Staatsgründung befeuerte Territorialkonflikt 
zerstörerischer denn je. Von Ina Sembdner

Symbol für das Recht auf Rückkehr: Das Ehepaar Hafez lebt im Flüchtlingslager Al-Dschalasun nahe Ramallah und bewahrt die Schlüssel zu ihren Häusern, aus denen sie vertrieben wurden, auf – 
wie Hunderttausende weitere Palästinenser (14.5.2011)

Ethnisch aufgeladen. Israels Gesellschaft ist in sich gespalten. Von Moshe Zuckermann n Seite 2
Recht auf Rückkehr. Ein Gespräch mit Salman Abu Sitta über Vertreibung und Gazakrieg n Seiten 8/9
Nakba ohne Ende. Helga Baumgarten über die Siedlungspolitik in den besetzten Gebieten n Seite 12

Naher Osten
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Ich habe seit 2006 
nicht mehr auf 
meiner rechten 
Seite geschlafen, 
weil meine 
Schulter und mein 
Schulterblatt 
zerstört wurden. 
Ein israelischer 
Scharfschütze 
hat mir dreimal 
in die Brust und 
neben das Herz 
geschossen, 
als ich über die 
Invasion von Beit 
Hanun berichtete, 
einem Journa
listen.

Die Zitate dieser Beilage 
hat der Medienmanager 
Hamzé Attar am 22. April 
auf X auf die Frage »Wie 
Israel mein Leben rui-
niert hat« veröffentlicht.

A
uch das  Übermenschliche 
kommt ohne das allzu 
Menschliche nicht aus: 
»Die Superheldin und 
der Superheld haben 

gleichsam ›mehr Schicksal‹ als gewöhn-
liche Menschen oder Helden, sie sind in 
größerem Ausmaß Individuen als du und 
ich«, schreibt Dietmar Dath in seinem 
»100 Seiten«- Reclam-Bändchen zur Causa 
»Superhelden« (2016). Batman hat einen 
Knacks weg, seitdem er als Kind mitan-
sehen musste, wie seine Eltern bei einem 
Raubüberfall erschossen wurden. Super-
man ist Findelkind und Überlebender des 
zerstörten Planeten Krypton.

Vor Nöten und Zwängen sind auch sie 
nicht gefeit: Im Film »Brightburn« (2019) 
wird der extraterrestrische Superwaise am 
Anfang der Pubertät samt der damit einher-
gehenden sozio-hormonellen Wirren zum 
Serienmörder statt zum moralinübersäu-
erten Menschheitsretter; und in  Jonathan 
Lethems großartigem Roman »The  Fortress 
of Solitude« (»Die Festung der Einsam-
keit«, 2003) erlangen die mit Superkräf-
ten versehenen Kinder aus der Hood von 
Brooklyn gar nicht erst Heroenstatus, weil 
sie ihrem gesellschaftlichen Rang entspre-
chend vorher weggesperrt oder getötet 
 werden.

Der Superheld in Luna Alis Debütroman 
»Da waren Tage« heißt Aras. Ein Jeder-
mann, der morgens nicht mit Tatendrang 
aus dem Bett hüpft, sich statt dessen noch 
einmal umdreht. Einer, der sich zum Büf-
feln für sein Jurastudium überwinden muss, 
statt dass er die Paragraphen wie einen 
gezähmten Hengst reitet. Einer, der auch 
mal nicht an einer Kundgebung teilnimmt, 
weil er sie im Stress schlicht vergessen hat. 
Einer, der zögert, ob er einem überforder-
ten Geflüchteten mehr hilft, als ihm nur 
zu zeigen, wo hier die Milchprodukte im 
Supermarkt stehen, und der als Gast einer 
Talkshow nicht vor Charisma und Rhetorik 
sprüht. Aber auch einer, der, nachdem er mit 
seiner Mutter als Kind aus Syrien geflohen 
ist, die Lehrerschaft in Staunen darüber 
versetzt, wie schnell er Deutsch lernt. Einer, 
der sich trotz der Greuel und Unzumutbar-
keiten seinen Humor nicht nehmen lässt. Zu 
den vielen Witzen im Roman gehört dieser: 
»Ein Hase wird vom syrischen Geheim-
dienst gefoltert. Warum? Der Hase soll ge-
stehen, dass er eigentlich ein Esel sei.« 
Einer, der Stunden in den Warteräumen 
bundesdeutscher Behörden verbringt, damit 
sein  Onkel endlich aus dem Bürgerkrieg  
und nach Deutschland kommen kann. Und 
einer, der seine Freizeit zwischen den Exa-
mensvorbereitungen an Bord eines Schiffs 
für Seenotrettung im Mittelmeer verbringt.

Große, oftmals mehr als menschengroße 
Leistungen, die Aras vollbringt, aber keine, 
die ihn zum Unikat machen, auch nicht, 
wenn man sie summiert. Ist die Handlung 
des Romans letztlich aber im Jahr 4020 
des nicht vorhandenen Herrn angelangt, 
zeigt sich, dass die Stressmomente, in de-
nen Aras dissoziierend in eine Parallelwelt 
abkippt und dabei Gespräche unter ande-
rem mit Menschenrechtlerin Angelina Jolie 
führt, keine Anzeiger für eine psychische 
Erkrankung sind, sondern übernatürliche 
Eigenschaften. »Aras hatte Angst vor sei-
ner eigenen ganz konkreten individuellen 
Auflösung.«

Schicksal im Übermaß
Zwischen den Welten steht der Held vor seiner Auflösung: 
Luna Alis »Da waren Tage«. Von Ken Merten

Yury Kharchenko: »Zwischen Franz Kafka und mir« (2019).

Keine Sterne: Elias Hirschls dystopisch-satirischer Roman »Content«. Von Eileen Heerdegen n Seite 5
Schlechtes Gewissen: Didier Eribons großer Essay über seine Mutter. Von Frank Schäfer n Seite 9
Langer Atem: Neues vom »Historisch-kritischen Wörterbuch des Marxismus«. Von Arnold Schölzel n Seite 19
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Die Beiträge dieser Beilage sind mit Ölgemälden von Yury Kharchenko illustriert. Diese 
 stammen aus dem Band »Painting 2018–2023« (Hirmer- Verlag, 304 Seiten, 49,90 Euro) und erscheinen mit freundlicher Genehmigung des Künstlers. 
Lesen Sie auch eine Rezension des Bandes auf Seite 14.

Die Nachrichten sind leider auch im 
Jahr 2024 (noch) die gleichen: Frauen 
sind in allen Bereichen des Lebens be-
nachteiligt und müssen täglich mehr 

arbeiten, kämpfen und wegstecken als Männer. 
Und vor allem bei letzterem ist noch nicht einmal 
die Rede von jenen, die sich heteronormativen 
Vorgaben entziehen, wie die Protagonistinnen der 
Bilderserie in dieser Beilage. Das gemeinsame 
Projekt der südafrikanischen Fotografin Lee-Ann 
Olwage und der Dragkünstlerin und Aktivistin 
Belinda Qaqamba Kafassie erzählt die Geschich-
ten schwarzer queerer, geschlechtsuntypischer und 
transgeschlechtlicher Menschen, die in den Town-
ships Südafrikas aufgewachsen sind und sich dort 
in ihrem Alltag zurechtfinden müssen.

Aus ihrem Alltag gerissen werden Frauen in 
El Salvador, die eine Schwangerschaft beenden 

wollen oder müssen – etwa nach einer Vergewal-
tigung. Denn dafür werden sie bestraft und teil-
weise sogar mit Mordanklagen überzogen. Das 
zu verhindern, hat sich die Gruppe »Agrupación 
Ciudadana por la Despenalización del Aborto« 
auf die Fahnen geschrieben  – mit Erfolg, wie 
Tom Beier von Abigail Cortez erfahren hat. 
Denn 73 Frauen konnten mit Hilfe der Aktivis-
tinnen aus dem Gefängnis geholt werden.

Andere hatten nicht so viel Glück, wie An-
nuschka Eckhardt erfahren musste, als sie Anni 
in Berlin traf. Die junge Frau wurde von ihrem 
Partner verprügelt, die Polizei aber stand vor 
ihrer Tür. Und ein Schutzplatz war schon gar 
nicht frei – eine Antwort, die von der Berliner 
Initiative gegen Gewalt an Frauen (BIG) leider 
viel zu häufig gegeben werden muss. Diese 
Entwicklung wird sich noch verschärfen, soll-

ten konservative oder ultrarechte Kräfte die 
politische Oberhand gewinnen. Lauraine Mey-
er bezeugt in ihrem Sachcomic »Feminists in 
Progress« diese Tendenzen und macht der Re-
zensentin Mona Grosche zufolge klar, warum 
Feminismus keine abgehobene verschrobene 
Theorie ist, sondern eine gesellschaftliche Not-
wendigkeit.

Das hat auch die Sozialistin Clara Zetkin 
schon vor mehr als 100 Jahren propagiert. Flo-
rence Hervé bat Herausgeberin Marga Voigt 
zum Gespräch über den kürzlich erschiene-
nen zweiten Band ihrer Briefe. Die »Revolu-
tionsbriefe« Zetkins vereinen Politisches und 
Persönliches, sind gleichermaßen umfangreich 
bei sachlich-analytischen politischen Themen 
wie bei persönlicher Anteilnahme, so Voigt. 
Geflüchteten Frauen wird diese Anteilnahme 

oft verwehrt, schreibt Annika Geis in ihrem 
Artikel »Migration ist weiblich«. Sei es im Hin-
blick auf ihre Wohnsituation oder ihre spezifi-
schen Bedürfnisse, bedingt durch Gewalt und 
Traumata auf der Flucht.

Das Filmkollektiv »Generation Tochter« 
wollte sich nicht damit abfinden, am Set im 
Hintergrund zu bleiben und das Metier ihren 
männlichen Kollegen zu überlassen. Gitta 
Düperthal erfährt im Gespräch mit Lisa Marie 
Bardoux, dass sich das Ergebnis sehen lassen 
konnte: In ihrem ersten Film konnten viele lei-
tende Positionen, etwa für Szenenbild oder Ton, 
weiblich besetzt werden; auch Regie und Kame-
ra waren in Frauenhand. Die Botschaft der Fil-
memacherinnen für jene, die sich feministisch 
im Patriarchat behaupten wollen: »Man muss 
nicht immer kämpfen, um sich einzubringen.«

Gesellschaftliche Notwendigkeit
Feministischer Kampf um Anerkennung, Freiheit und selbstbestimmtes Leben. Von Ina Sembdner

Die Dragkünstlerin und Aktivistin Belinda Qaqamba Kafassie posiert im Township Khayelitsha vor einer gemeinschaftlichen Freiluftküche 

Kommunistinnen mobilisieren. Die »Revolutionsbriefe« Clara Zetkins n Seite 2
Aus dem Knast holen. Kriminalisierte Schwangerschaftsabbrüche in El Salvador n Seite 5  
Gewalt verhindern. Schutzräume in Berlin Mangelware n Seite 6

Feminismus
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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8n Onlinewerbung

Paradox, aber wirkungsvoll – was die Webauftritte der 
 jungen Welt angeht, sind wir streng konservativ. Auf jungewelt. de 
stehen die redaktionellen Inhalte, die Lesefreundlichkeit und die 
sorgfältige Kuratierung der angebotenen Texte ganz klar im Mit-
telpunkt. Bei uns kommen zum Beispiel Clickbait-Fotostrecken, 
»Gewinnspiele« und »Umfragen« ebensowenig in die Tüte wie 
der »Native-Advertising«-Schwindel, von dem sich die Branche 
derzeit soviel verspricht. Auch animierte Bannerwerbung, Video- 
und Layerads werden Sie in aller Regel bei uns nicht finden 
können. Ganz schön retro, könnte man meinen.

Aber weit gefehlt, denn diese Entscheidung bietet uns – und 
Ihnen! – unschlagbare Vorteile. Denn nur so können wir Ihnen 
den Zugang zu einer Leserschaft eröffnen, die ein außerordent-
liches Vertrauen in »ihre« Zeitung setzt und die Werbung als 
wertvolle Hinweise wertet. Dieser Vertrauensvorschuss ist ein 
echtes Pfund für Ihre Werbung.

Nutzen Sie diese reichweitenstarken und zielgenauen Kanäle 
für Ihr Marketing!

Sie wünschen sich mehr Informationen und eine ausführlichere 
Beratung bei der Planung Ihrer Onlinewerbung?  
Dann freuen wir uns über eine kurze E-Mail an  
anzeigen@jungewelt.de oder einen Anruf unter  
0 30/53 63 55-38.

Das Wichtigste im Mittelpunkt

Donnerstag, 1. September 2022, Nr. 20310 FEUILLETON

Heimkehr des Henkers : Im ungarischen Parlament steht jetzt eine Horthy-Statue 

 Eine Familienchronik vor dem 
Geschichtspanorama des 
20.  Jahrhunderts wie Gottfried 

Paasches Buch »Hammersteins Töch-
ter« ist schwer zu rezensieren. Aber 
wenn das einem renommierten Kollegen 
wie Stephan Malinowski (»Die Hohen-
zollern und die Nazis«) in der  FAZ  so 
gründlich misslingt, bleibt Schadenfreu-
de nicht aus. Wie der Buchtitel besagt, 
geht es um die berühmt-berüchtigten 
Töchter des als Hitler-Gegner bekann-
ten Wehrmachtgenerals Kurt von Ham-
merstein-Equord (1878–1943), und man 
erwartet daher, dass sie in einer Bespre-
chung auch vorkommen. Statt dessen 
ergeht sich Malinowski in überflüssigen 
Betrachtungen über Hitlers Sekretärin 
Traudl Junge, die im Vergleich zu So-
phie Scholl keinen Widerstand wagte, 
ja nicht einmal erwog; er schaltet einen 
Vers von Gottfried Benn ein, bei dem 
einen der Verdacht überkommt, er sei 
aus einem »Zitatenschatz« oder einem 
Abreißkalender entnommen; schließ-
lich springt er via Alf Lüdtkes Konzept 
des »Eigensinns« mit kühnem Schwung 
ganz in die Nähe seines Themas – hatte 
doch Hans Magnus Enzensberger 2008 
seine (laut Malinowski) »schillernde 
Collage« über den General mit dem Ti-
tel »Hammerstein oder Der Eigensinn« 
versehen. Mit dem Herrn Papa (»Der 
schillernde Selbstdenker fasziniert«) be-
fassen sich die nächsten beiden Absätze, 
und erst am Ende des vierten verrät der 
Rezensent, dass Paasche in seiner »in 
Jahrzehnten in mühevoller Kleinarbeit 
komponierte(n) Erzählung über die Fa-
milie Hammerstein« »aus gutem Grund 
die vier Töchter ins Zentrum stellt«. 
Es verbleiben zwei weitere Absätze, in 

denen die Frauen aber nur in zweiein-
halb Sätzen erwähnt, dabei nicht einmal 
namentlich genannt werden. 

 Der Kernsatz lautet so: »Von der vä-
terlichen Dienstwohnung im Bendler-
block führten Wege in den Wandervogel, 
in Neuköllner Mietskasernen, Nacktkul-
tur-Camps, zu Hochverrat und Wider-
stand, ins künstlerische, sozialistische, 
zionistische und kommunistische Mi-
lieu, in dem sich die Generalstöchter wie 
Fische, vielleicht ließe sich treffender 
sagen: wie Wale im Wasser bewegten.« 

 Nichts gegen Wale, aber als Meta-
phern für so anmutige junge Damen, wie 
es Marie Luise, Maria Therese,  Helga 
Eleonore und Hildur waren, sind sie 
fraglos etwas überdimensioniert. Auch 
sonst stimmt an dem Satz vieles nicht 
oder nur halb. 

 Im letzten Absatz geht es um das Ti-
telfoto der Mutter von Gottfried Paa-
sche, Maria Therese, und um ein Foto 
im Buch von einem »Mann mit dem 
klingenden Namen Nafta Nobel« (er 
hieß eigentlich Werner), dem »jüdischen 
Freund einer der Töchter« – dass es sich 
immer noch um dieselbe M. T. handelt, 
ist Malinowskis allzu flüchtigem Blick 
entgangen. Nachdem er dann behauptet 
hat, dass der General Kurt von Schlei-
cher »von den Eltern eingeschaltet« 
wurde, um die Töchter »vor dem Zu-
griff der Gestapo zu retten« – was wie-
derum nicht stimmt –, muss dem über 
der Arbeit eingeschlafenen Rezensenten 
wohl der Laptop entfallen sein. Mehr 
wird nicht geboten. 

 Es gab Zeiten, da galt das Feuilleton 
der  FAZ  als das beste in Deutschland. 

Heute können sie sich nicht einmal 
mehr einen Redakteur leisten. 

 »Schade!« sollte man kommentieren, 
aber ich bin Herrn Malinowski für sei-
ne »schillernde Collage«, die mich (in 
dieser Reihenfolge) verstimmt, erheitert 
und inspiriert hat, sogar dankbar und 
würde ihn an meinem Honorar beteili-
gen, wenn es sich mit dem ihm gezahl-
ten im entferntesten messen könnte. – 

 Ein Titel wie »Hammersteins Töch-
ter« lässt sich nicht aufrufen, ohne dass 
Historikern und interessierten Lese-
rinnen dazu sofort »AM-Apparat der 
KPD« oder »sowjetischer Geheim-
dienst« einfallen würde. Malinowski 
gelingt das Kunststück, die Vokabeln 
»KPD«, »Geheimdienst« und »Sowjet-
union«, ja sogar »Russland« und »rus-
sisch« vollständig zu vermeiden (oder 
aktuellpolitisch zu boykottieren) und 
den Sachverhalt, der die Generalstöch-
ter unsterblich gemacht hat, auszuklam-
mern. Marie Luise von Hammerstein 
und ihre jüngere Schwester Helga waren 
Mitglieder der KPD und haben bis Mit-
te der 30er Jahre über den Nachrichten-
apparat der Partei brisantes Material aus 
dem Büro ihres Vaters nach Moskau 
geliefert. 

 Marie Luise hat später in der DDR 
gelebt und dort als Rechtsanwältin ge-
arbeitet, Helga hat sich in Westberlin 
aus dem politischen Leben zurückge-
zogen. Maria Therese, die einen Sohn 
des bekannten Pazifisten Hans Paasche 
heiratete, ist mit ihm nach Japan und 
später in die USA emigriert. 

 Alle vier Schwestern waren emanzi-
pierte, eigenwillige junge Frauen, »freie 
Republikaner«, wie ihr stolzer Vater be-
tonte. 

 Gottfried Paasche hat es unternom-
men, aus den Aufzeichnungen seiner 
Mutter, schriftlichen und mündlichen 
Überlieferungen der Familie sowie aus 
Sekundärliteratur und Archivdokumen-
ten ein riesiges historisch-biographi-
sches Puzzle zusammenzusetzen. Sein 
Werk muss zwar in Hinblick auf die 
erwähnte geheimdienstliche Arbeit not-
gedrungen unvollständig bleiben, beein-
druckt jedoch durch seine unerschrocke-
nen Protagonistinnen nachhaltig. 

Gottfried Paasche: Hammersteins 

Töchter. Eine Adelsfamilie zwischen 

Tradition und Widerstand. Metropol-

Verlag, Berlin 2022, 352 Seiten, 24 Euro    

 Die neofaschistische Partei 
»Unsere Heimat« (Mi Hazánk, 
MHM) hat am Dienstag im 

ungarischen Parlament in Budapest eine 
Statue des Nazikollaborateurs Miklos 
Horthy (1868–1957) aufgestellt. Der 
Admiral und letzte Befehlshaber der 
k. u. k. Kriegsmarine hatte Ungarn von 
1920 bis 1944 als »Reichsverweser« 
(Gouverneur) diktatorisch regiert. Das 
Land beteiligte sich unter seiner Füh-
rung als Verbündeter Nazideutschlands 
am Überfall auf Jugoslawien und die 
Sowjetunion. 

 In einer Erklärung der Partei zu dem 
Anlass wird der 30. August als »Tag der 
Heimkehr« bezeichnet. Am 30. August 
1940 hatten die faschistischen Mächte 
Deutschland und Italien im sogenann-
ten Zweiten Wiener Schiedsspruch 
(rumänisch: Wiener Diktat) Rumänien 
dazu gezwungen, die nördlichen und 
östlichen Teile Siebenbürgens sowie 
die damaligen Kreise Satu Mare (Szat-
mar), Salaj (Szilagy), Bihor (Bihar) und 
Maramures (Maramaros) an Ungarn 
abzutreten. 

 »Es ist die Entscheidung der Vize-
präsidentin (des Parlaments, der MHM-
Politikerin Dora Duro,  jW ), wie sie 
ihr Büro einrichtet«, rechtfertigte das 
Sekretariat des Parlamentspräsidenten 
Laszlo Köver von der Regierungspartei 
Fidesz gegenüber dem der liberalen 

Wochenzeitung  168 ora  den Vorgang. 
 Die jüdische Kultur- und Politikzeit-

schrift  Szombat  kommentierte: »Die 
feierliche Aufstellung einer Statue von 
Miklos Horthy im Büro der Vizepräsi-
dentin des Parlaments ist eine spekta-
kuläre Verhöhnung der demokratischen 
und rechtsstaatlichen Bestrebungen der 
Jahrzehnte nach der Wende angesichts 
der antidemokratischen, autoritären, 
antisemitischen, antisozialen und halb-
feudalen Überbleibsel der Ära, die den 
Namen des Gouverneurs trug und die 
in einem verheerenden Weltkrieg en-
dete.« Das Nachrichtenportal  Hirklikk.
hu  bemerkt: »Die rechtsextremistischen 
Elemente in Unsere Heimat sind ermu-
tigt worden. Das ist natürlich nicht ver-
wunderlich, denn die prominenten Mit-
glieder der herrschenden Elite haben sie 
stets mit Nachsicht behandelt, und das 
Lob und die Verherrlichung des Kriegs-
verbrechers Horthy waren im Bündnis 
von Fidesz und KDNP (Christdemokra-
ten,  jW ) lange Zeit erlaubt.« 

 Der ungarische Ministerpräsident 
Viktor Orban hatte Horthy am 22. Juni 
2017 als »außergewöhnlichen Staats-
mann der Nation« gewürdigt, der 
geholfen habe, dass Ungarn in den 
1920er und 1930er Jahren »nicht von 

der Geschichte begraben« wurde. Am 
16. November 2019 legte Janos Lazar, 
früherer Leiter der Staatskanzlei und 
jetziger Minister im Orban-Kabinett, 
am Grab des Diktators Blumen nieder. 
Horthy habe »Ungarn gerettet«, er sei 
»ein wahrer ungarischer Patriot« gewe-
sen, an den man sich mit Ehrfurcht erin-
nern müsse, so der Fidesz-Politiker. 

 Der bekannte marxistische Histori-
ker Tamas Krausz erklärte dagegen in 
einem TV-Interview: »Das Horthy-Re-
gime war ein rassistisches und repressi-
ves Regime, das durchweg eine antise-
mitische Politik verfolgte. Horthy hätte 
in Nürnberg sein sollen, da er für den 
Tod von mehreren Millionen Menschen 
verantwortlich war.« Die alliierten 
Sieger des Zweiten Weltkrieges hatten 
wohl aufgrund aktueller politischer 
Erwägungen auf eine Anklage Horthys 
verzichtet.  Peter Janosfalvi 

   Neue Schatten 

    Die Bayreuther Festspiele 
holen in den kommenden 

Jahren die renommierten Diri-
genten Semjon Bytschkow und 
Daniele Gatti auf den Grünen 
Hügel. Bytschkow soll 2024 
eine Neuinszenierung von 
»Tristan und Isolde« dirigieren, 
Gatti 2025 die »Meistersinger 
von Nürnberg«. 

 »Die Vorwürfe gegen Herrn 
Gatti wurden zahlreich und ein-
gehend aufgearbeitet«, sagte 
Festspielleiterin Katharina 
Wagner der  dpa . »Ansonsten 
würde er ja kaum der Nach-
folger von Christian Thiele-
mann bei der Staatskapelle in 
Dresden.« Im August 2018 war 
Gatti als Chefdirigent des Ams-
terdamer Concertgebouw-Or-
chesters nach Beschuldigungen 
sexueller Belästigung fristlos 
entlassen worden. Mehrere 
Musikerinnen hatten über »un-
angemessenes Verhalten« des 
Chefdirigenten geklagt. Gatti 
hatte die Anschuldigungen 
entschieden zurückgewiesen. 
Im Juni hatte die Sächsische 
Staatskapelle Dresden Gatti zu 
ihrem neuen Chefdirigenten ge-
wählt. Thielemanns Vertrag in 
Dresden endet im Juli 2024. 

 Auch die Bayreuther Fest-
spiele waren in diesem Jahr 
von Sexismusvorwürfen über-
schattet worden. Anonyme 
Mitarbeiter berichteten dem 
Nordbayerischen Kurier , dass 
sie auf dem Grünen Hügel 
angefasst wurden oder sich 
sexuelle Anzüglichkeiten an-
hören mussten. Festspielchefin 
Wagner bestätigte, dass auch 
sie selbst betroffen war. 

 Die Festspiele 2022 neigen 
sich ihrem Ende zu. Zwei 
Konzerte von Dirigent Andris 
Nelsons markieren das Ende 
des diesjährigen Opernspek-
takels. Für das kommende 
Jahr ist ein 3-D-»Parsifal« 
mit Augmented Reality in der 
Regie von Jay Scheib geplant 
mit Pablo Heras-Casado am 
Pult. »Christian Thielemann ist 
hierfür in den Spielzeiten 2025 
und 2026 angefragt«, sagte 
Wagner. Joseph Calleja singt 
den Parsifal, Georg Zeppenfeld 
den Gurnemanz und Ekaterina 
Semenchuk die Kundry.  

(dpa/jW)                                                                                          

Wer denkt denn da an Wale? Die elegante Maria Therese »Esi« von 
Hammerstein mit neuem Motorrad, Anfang der 1930er-Jahre
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»Hammersteins 
Töchter«: 
Notwendige 
Korrekturen zu einem 
schwachen Text von 
Stephan Malinowski 
über ein starkes 
Buch von Gottfried 
Paasche . 
Von   Cristina Fischer 

Er konnte unsere Märchenoper „Die drei Spinnerinnen“ nicht 
mehr zu Ende instrumentieren. Am 23. August starb nach schwe-
rer  Krankheit mein Mann, mein Arbeits- und Kampfgefährte, der 
 Komponist Christof Herzog. Im Krankenhaus komponierte er sein 
letztes Musikstück nach einem Gedicht von Heinrich Heine:

Warnung

Solche Bücher läßt du drucken!
Teurer Freund, du bist verloren!
Willst du Geld und Ehre haben,

Mußt du dich gehörig ducken.

Nimmer hätt ich dir geraten,
So zu sprechen vor dem Volke,
So zu sprechen von den Pfaff en

Und von hohen Potentaten!

Teurer Freund, du bist verloren!
Fürsten haben lange Arme,

Pfaff en haben lange Zungen,
Und das Volk hat lange Ohren!

Christa Weber vom Weber-Herzog-Musiktheater
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250,00 €

Das Rectangle ist direkt in den 
Artikeln platziert und i. d. R. an drei 
Seiten von Text umgeben. 
Mindestbuchungsvolumen: 
10.000 Einblendungen

Bundle-Angebote Onlinewerbung

Bundle I: Billboard Top + Rectangle 

Bundle II: Billboard Content + Rectangle 

Bundle III: Billboard Top + Rectangle + 
Newsletter-Anzeige

70,00 € *

60,00 € *

80,00 €

Mindestbelegung:  
40.000 Einblendungen
Mindestbelegung:  
40.000 Einblendungen
Mindestbelegung:  
40.000 Einblendungen

n Onlinewerbung

Ein Berechnungsbeispiel:  Für 20.000 Einblendungen eines Billboard-Top-Banners berechnen wir 20mal den TKP von 60,00 €, also 1.200 € zzgl. MwSt.
Mindestbuchungsvolumen:  10.000 Einblendungen
Dateiformate:   JPG- oder GIF-Format. Lieferung mindestens zwei Tage vor der ersten Schaltung an anzeigen@jungewelt.de
Kosten für Bannergestaltung: 50,00 €  

(Auf animierte Banner bitten wir im Interesse der Leserinnen und Leser wie auch der Werbetreibenden zu verzichten. Nach Ablauf der vereinbarten Laufzeit bzw. nach 
Erreichen der vereinbarten Menge an Einblendungen erhalten Sie von uns per E-Mail einen Bericht über die Zahl der Auslieferungen und der Zugriffe auf Ihr Banner.)

Billboard TopBillboard Top

Billboard Top

Billboard Content

Billboard Footer

Billboard Top

Billboard Content

Rectangle

Rectangle Rectangle

* Der Preis wird für je 1.000 Kontakte bzw. Einblendungen berechnet (Tausender-Kontakt-Preis, TKP)

links & bündig
EIN NEWSLETTER VON

Newsletter-
Anzeige



10n Beileger

Sie haben mehr zu sagen, als in eine klassische Annonce passt? Sie möchten Ihren potentiellen 
Neukunden die Möglichkeit bieten, sich über einen Coupon direkt bei Ihnen zurückzumelden?  
Sie wollen die jW-Leserschaft in Ihrem eigenen Corpo rate Design ansprechen oder wünschen sich 
größere Gestaltungsfreiheit bei Form, Farbgebung und Papierqualität Ihrer Werbung? 

Dann kann ein Beileger die richtige Wahl für Sie sein. Ob als klassischer Prospektbeileger oder im 
Leporellofalz, als an unsere Leserinnen und Leser adressierter Umschlag oder als originelle Post-
karte – Werbebeileger garantieren hohe Aufmerksamkeit und Langlebigkeit. 

Preise pro angefangene 1 000 Exemplare 
Bis 20 Gramm: 140 €
Bis 30 Gramm: 160 €
Bis 40 Gramm:  180 €
Preise gelten inkl. aller zusätzlich anfallenden Post- und Vertriebsgebühren

Belegungsmöglichkeiten: 
• Gesamtauflage
• Teilbelegungen auf Anfrage (West/Ost/Berlin)

Annahme- und Rücktrittsschluss: 2 Wochen vor Beilegetermin

Anlieferung: bis 4 Werktage vor dem Beilegetermin an  
Union Druckerei, Storkower Str. 127 a, 10407 Berlin
 
Formate: Der Beileger darf nicht größer als das Trägermedium sein, daher müssen 
Beileger mit einem größeren Format als 315 x 240 mm bereits auf halbe Fläche gefalzt 
angeliefert werden. 
Zur technischen Prüfung ist die rechtzeitige Zusendung von fünf Ansichtsexemplaren des Beilegers notwendig.  
Beilagenaufträge werden erst nach Vorlage eines Musters und dessen Billigung durch die Verlag 8. Mai GmbH bindend.  

Ihr Beileger

Ihr Prospekt 

Ihr Prospekt oder  
Flyer in junge Welt

Minister mimt Mahner

Versagen bei Seenotrettung. Seeho-

fer: Situation für EU »nicht wür-

dig«. Siehe Kommentar Seite 8

Guerilla will Frieden

Kolumbien: Kampf der ELN. Gespräch 

mit Comandantes Wilser,  

Camilo, Andrés, Wilkin, Carlos

»Kunden« warten weiter

Geplante Hartz-IV-Erhöhung: Soziales 

Bündnis wirft Bundesregierung 

fortgesetzte Ignoranz vor

Export kriegt Turbo

Erosion der Euro-Zone: Altmaier will 

Ausfuhren deutscher Unter-

nehmen stärker absichern

In Bolivien verschärft das rech-

te Putschistenregime die Verfol-

gung politischer Widersacher. 

Genau zwei Monate vor den für den 

6. September angesetzten Parlaments- 

und Präsidentenwahlen erhob die un-

ter der selbsternannten »Übergangs-

präsidentin« Jeanine Áñez einge-

setzte Staatsanwaltschaft am Montag 

(Ortszeit) formal Anklage gegen den 

im November 2019 gestürzten linken 

Präsidenten Evo Morales. Dem ersten 

indigenen Staatschef des Landes, der 

den Wahlkampf der früheren Regie-

rungspartei »Bewegung zum Sozia-

lismus« (Movimiento al Socialismo, 

MAS) aus dem argentinischen Exil 

koordiniert, wird darin »Terrorismus 

und die Finanzierung terroristischer 

Aktivitäten« vorgeworfen.

Morales weist die Anschuldigun-

gen als erfunden zurück. Per Twitter 

bezeichnete er die Anklage als »wei-

teren Beweis für die systematische 

Verfolgung durch die De-facto-Regie-

rung«. Da Umfragen die MAS der-

zeit deutlich vor den rechten Parteien 

sehen, kündigte Morales an: »Bald 

werden Demokratie und Rechtsstaat-

lichkeit nach Bolivien zurückkehren.«

Davon ist das Land jedoch noch 

weit entfernt. Den Auftrag zur Straf-

verfolgung des Expräsidenten hatten 

die Putschisten bereits wenige Tage 

nach dessen Sturz erteilt. De-facto-

Innenminister Arturo Murillo hatte 

damals ein Video präsentiert, dem-

zufolge Morales den Anführer der 

Kokabauerngewerkschaft, Faustino 

Yucra Yarwi, angewiesen haben soll, 

»Straßenblockaden zu organisieren«, 

damit Lebensmittel nicht in die  Städte 

gelangen können. »Wir verlangen die 

Höchststrafe«, machte Murillo der 

Justiz dabei die Erwartungen seiner 

»Regierung« unmissverständlich 

deutlich.
Das von Morales als Fälschung be-

zeichnete Video dient der Staatsan-

waltschaft jetzt erneut als Beleg für 

ihre Vorwürfe. Die offizielle Anklage 

erstreckt sich nun auch auf den Ge-

werkschaftsführer Yucra, der wegen 

des Aufrufs zu Protesten gegen den 

Staatsstreich bereits im April verhaf-

tet und inhaftiert worden war. Kurz 

nach dessen Festnahme hatte Murillo 

30 Jahre Gefängnis für den Kokabau-

ern gefordert.

Auch weitere Politiker der letzten 

gewählten Regierung des Landes, 

Gewerkschafter sowie Mitglieder in-

digener und sozialer Organisationen 

werden zunehmend juristisch verfolgt. 

Die Putschisten versuchten, »wegen 

der bevorstehenden Wahlniederlage 

jeden Tag Prozesse gegen die MAS 

anzustrengen«, schlägt Morales Alarm. 

Unter anderem wurde am 30. Juni eine 

Strafanzeige gegen den aussichtsrei-

chen MAS-Präsidentschaftskandida-

ten Luis Arce Catacora gestellt. Dem 

früheren Wirtschaftsminister wird 

unterstellt, dem Staat durch unvorteil-

hafte Verträge während seiner Amts-

zeit wirtschaftlichen Schaden zugefügt 

zu haben. Während Arce die Vorwürfe 

umgehend zurückwies, vermutet Mora-

les, die De-facto-Regierung wolle mit 

der Anklage Arces »Kandidatur unter-

binden, weil er die Umfragen anführt«.

Ungeachtet internationaler Kritik 

haben die Gefolgsleute von Áñez mitt-

lerweile Strafverfahren gegen etliche 

Beamte der früheren Regierung einge-

leitet. Im Juni hatten EU-Abgeordne-

te, Juristen und Gewerkschaftsführer 

in einem Appell an die internationale 

Öffentlichkeit gegen »fortwährende 

Menschenrechtsverletzungen und die 

systematische Verfolgung der MAS« 

durch die Putschregierung protestiert. 

Die Unterzeichner aus fünf europäi-

schen Ländern werfen dem Regime 

im Vorfeld der Wahlen »willkürliche 

Verhaftungen, rassistische Diskrimi-

nierung und unmenschliche Behand-

lung von Oppositionellen« vor.

Ob die bereits mehrfach verschobe-

nen Wahlen wie geplant stattfinden, 

ist indes ungewiss. Am Wochenen-

de schlugen die Behörden der Stadt 

Cochabamba Alarm, weil das Bestat-

tungssystem wegen der Coronapande-

mie zusammengebrochen ist. Ange-

hörige von Covid-19-Opfern müssten 

bis zu sieben Tagen mit den Verstor-

benen im Haus verbringen, ohne sie 

begraben oder einäschern zu können. 

Wie der Sender Telesur am Diens-

tag meldete, liegen mittlerweile in 

mehreren Straßen der Stadt Leichen. 

Der Leiter der nationalen Epidemio-

logie, Virgilio Prieto, sprach von einer 

»explosiven Ansteckungsphase« und 

warnte, dass der Höhepunkt im Sep-

tember und nicht wie bisher geschätzt 

im Juli oder August erreicht werde.

Putschisten nehmen Rache

WWW.JUNGEWELT.DE

Fall Oury Jalloh: 

Landesregierung blockt

Hamburg. Zur Aufklärung des mut-

maßlichen Mordes an Oury Jalloh 

durch Dessauer Polizisten will das 

Justizministerium von Sachsen-

Anhalt nicht, dass die vom Landtag 

eingesetzten Sonderermittler un-

mittelbar mit im Fall involvierten 

Justizbediensteten sprechen. Statt 

dessen sollen sie diese »in einer 

oder mehreren Sondersitzungen des 

Rechtsausschusses« befragen, wie es 

in einer Mitteilung des Ministeriums 

vom Dienstag heißt. Der Grund 

sei, dass die Landesverfassung die 

geplanten direkten Befragungen 

nicht vorsehe. Jenen »Kompromiss-

vorschlag« hatte demnach Justiz-

staatssekretär Josef Molkenbur dem 

Rechtsausschuss unterbreitet. Es sei 

skandalös und wenig überraschend, 

dass das Ministerium die Arbeit der 

Sachverständigen »aktiv behindert«, 

sagte die Abgeordnete Henriette 

Quade (Die Linke) dem Spiegel 

am Dienstag. Sie fordere, dass sich 

Ministerpräsident Reiner Haseloff 

(CDU) im Ausschuss erklärt.  (jW)
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Bolivien: Staatsanwaltschaft erhebt Anklage wegen »Terrorismus« gegen Evo Morales. 

Auch andere Linke von Repression betroffen. Von Volker Hermsdorf

wird herausgegeben von  

2.327 Genossinnen und  

Genossen (Stand 26.6.2020)

n www.jungewelt.de/lpg
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Muss Karl-Marx-Stadt  

jetzt umbenannt werden?

Der Verfasser des »Kapitals« war ein Rassist  

und Antisemit – behauptet der MDR, Sender für 

gesundes Volksempfinden. Dort kennt man sich  

mit Antikommunismus aus

n Siehe Seite 8

WIKIMEDIA COMMONS

Morales: »Bald werden 

Demokratie und 

Rechtsstaatlichkeit nach 

Bolivien zurückkehren«

  SEITEN 12/13

Hauptfeind
Vorbereitung eines Wirtschafts-

krieges: Für die US-Regierung ist die 

Volksrepublik China zum Gegner 

Nummer eins geworden. Jetzt sollen 

auch Bundesregierung und EU auf 

Sanktionskurs gebracht werden.  

Von Sevim Dagdelen
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Reichweite und Wirkung – darf’s ein bisschen mehr sein?

n Crossmedia + Verlagsprodukte

Eine größere Reichweite und stärkere Werbewirkung Ihrer Buchung erzielen Sie mit einer 
Kombination von Print- und Onlinewerbung. Gern erstellen wir Ihnen ein Angebot. 

Für Ihre Crossmedia-Werbung bieten wir neben der jungen Welt und ihrer Internetseite mit 
unseren weiteren Verlagsprodukten aus unserem Haus ein attraktives Werbeumfeld.

Weitere Publikationen des Verlages 8. Mai
Die originäre Schwerpunktsetzung der Tageszeitung junge Welt findet sich auch im Buch- 
und Broschürenprogramm des Verlages 8. Mai wieder. Ob brandaktuelle Themen wie 
Pflegenotstand oder eher Historisches wie eine Schrift über den Dreißigjährigen Krieg – 
stets fanden die Texte von jW-Autorinnen und -Autoren, die nach sorgfältiger Auswahl in 
hoher verlegerischer Qualität publiziert wurden, anerkennende Beachtung weit über unsere 
Stammleserschaft hinaus. Auch in diesen Büchern und Broschüren gibt es eine allerdings 
stark limitierte Zahl von Anzeigenplätzen. Für interessierte Werbekunden offerieren wir maß-
geschneiderte Angebote, die in einem jeweils passenden inhaltlichen Umfeld die Botschaft 
des Inserierenden besonders nachhaltig zum Tragen bringen.

Broschüre zur Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz
Seit 1997 findet immer am zweiten Januarwochenende in Berlin die Internationale Rosa-
Luxemburg-Konferenz statt, die von der Tageszeitung junge Welt veranstaltet wird. Die 
Konferenz hat sich als Jahresauftakt für linke Kräfte nicht nur aus der Bundesrepublik 
etabliert. Alle Vorträge und Diskussionsbeiträge werden in einer Broschüre dokumentiert. 
Diese erscheint jeweils Ende März des Konferenzjahres und ist über viele Wochen in hoher 
Auflage im Pressehandel erhältlich.

Sind Sie neugierig geworden? Gerne erstellen wir Ihnen ein ansprechendes Kombiangebot. 
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01. Ein Anzeigenauftrag im Sinne dieser AGB ist ein Vertrag über die Veröffentlichung bzw. Schal-
tung einer oder mehrerer Anzeigen, Beilagen oder anderer Werbemittel des Auftraggebers in 
einer Druckschrift und/oder einem Online-Medium des Verlages.

02.	 Bei	Betriebsstörungen	oder	im	Falle	höherer	Gewalt	erlischt	jede	Verpflichtung	der	Verlag	8.	Mai	
GmbH zur Erfüllung von Aufträgen und zur Leistung von Schadensersatz. Insbesondere wird 
auch kein Schadensersatz für nichtveröffentlichte Anzeigen geleistet.

03. Anzeigenaufträge sind im Zweifel innerhalb eines Jahres nach Vertragsabschluss abzuwickeln. 
Ist im Rahmen eines Abschlusses das Recht zum Abruf einzelner Anzeigen eingeräumt, so ist 
der Auftrag innerhalb eines Jahres seit Erscheinen der ersten Anzeige abzuwickeln.

04. Eine Änderung der Anzeigenpreisliste gilt ab Inkrafttreten auch für laufende Aufträge.
05. Die allgemeinen Geschäftsbedingungen des Verlages, die Auftragsbestätigung und die jeweils 

gültige Anzeigenpreisliste sind für jeden Auftrag maßgebend. Der erteilte Anzeigenauftrag wird 
erst nach schriftlicher Bestätigung durch den Verlag bzw. mit Abdruck rechtsverbindlich.

06. Für die Aufnahme von Anzeigen in bestimmte Ausgaben oder deren Platzierung an bestimmten 
Plätzen der Druckschrift wird keine Gewähr geleistet, es sei denn, dass der Auftraggeber die 
Gültigkeit des Auftrages ausdrücklich davon abhängig macht. 

07. Der Verlag übernimmt keinerlei Haftung für die in der Werbung enthaltenen Sachaussagen über 
Produkte und Leistungen des Kunden. Der Kunde trägt die Verantwortung für die rechtliche 
Zulässigkeit	des	Anzeigeninhaltes.	Der	Verlag	ist	nicht	verpflichtet	zu	prüfen,	ob	die	Anzeige	
Rechtsvorschriften entspricht oder Rechte Dritter verletzt werden.

08.	 Der	Verlag	behält	sich	vor,	Anzeigenaufträge	–	auch	einzelne	Abrufe	im	Rahmen	eines	Abschlus-
ses	–	und	Beilagenaufträge	abzulehnen,	wenn	deren	Inhalt	gegen	Gesetze	oder	behördliche	Bestim-
mungen verstößt oder deren Veröffentlichung für den Verlag unzumutbar ist. Zudem behalten wir uns 
vor, Anzeigen im Erscheinungsbild von redaktionellem Inhalt abzulehnen. Dies gilt auch für Aufträge, 
die bei Geschäftsstellen, Annahmestellen oder Vertretern aufgegeben werden. Beilagenaufträge 
sind für den Verlag erst nach Vorlage von fünf Mustern der Beilage und deren Billigung durch den 
Verlag bindend. Beilagen, die durch Format oder Aufmachung beim Leser den Eindruck erwecken, 
ein Bestandteil der Zeitung oder Zeitschrift zu sein oder die Fremdanzeigen enthalten, werden nicht 
angenommen. Die Ablehnung eines Auftrages wird dem Auftraggeber unverzüglich mitgeteilt. Bei-
lagenaufträge sind Festaufträge ohne Rücktrittsrecht.

09. Der Auftraggeber hat bei ganz oder teilweise unleserlichem, unrichtigem oder unvollständigem 
Abdruck der Anzeige Anspruch auf Zahlungsminderung oder eine Ersatzanzeige, aber nur in 
dem Ausmaß, in dem der Zweck der Anzeige beeinträchtigt wurde. Weitergehende Haftungen 
des Verlags sind ausgeschlossen. Reklamationen müssen innerhalb von vier Wochen nach 
Eingang von Rechnungen und Belegen geltend gemacht werden. Für Fehler bei telefonischen 
Übermittlungen jeder Art übernimmt der Verlag keine Haftung.

10. Sind etwaige Mängel bei den Druckunterlagen nicht sofort erkennbar, sondern werden dieselben 
erst beim Druckvorgang deutlich, so hat der Auftraggeber bei ungenügendem Abdruck keine 
Ansprüche.

11.	 Die	Pflicht	zur	Aufbewahrung	von	Druckunterlagen	endet	drei	Monate	nach	Erscheinen	der	
jeweiligen Anzeige, sofern nicht ausdrücklich eine andere Vereinbarung getroffen ist.

12.	 Probeabzüge	werden	nur	auf	ausdrücklichen	Wunsch	geliefert	und	sind	kostenpflichtig.	 
Der Auftraggeber trägt die Verantwortung für die Richtigkeit der zurückgesandten Probeabzüge. 
Sendet der Auftraggeber den ihm rechtzeitig übermittelten Probeabzug nicht fristgemäß zurück, 
so gilt die Genehmigung zum Druck als erteilt.

13. Sind keine besonderen Größenunterschiede angegeben, so wird die tatsächliche Abdruckhöhe 
der Preisberechnung zugrunde gelegt.

14. Die Rechnung ist in der darin angegebenen Frist zu bezahlen, sofern nicht im einzelnen Fall eine 
kürzere Zahlungsfrist oder Vorauszahlung vereinbart ist. Etwaige Nachlässe für vorzeitige Zahlun-
gen werden nach der Anzeigenpreisliste gewährt.

15. Bei Zahlungsverzug oder Stundung werden Zinsen in Höhe von drei Prozent über dem jeweiligen 
Basissatz der Europäischen Zentralbank sowie die Einziehungskosten berechnet. Der Verlag kann 
bei Zahlungsverzug die weitere Ausführung des laufenden Auftrages bis zur Bezahlung zurückstel-
len und für die restlichen Anzeigen Vorauszahlung verlangen. Bei Konkursen und Zwangsverglei-
chen entfällt jeglicher Nachlass. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes ist der Verlag berechtigt, 
auch während der Laufzeit eines Anzeigenabschlusses das Erscheinen weiterer Anzeigen ohne 
Rücksicht auf ein ursprünglich vereinbartes Zahlungsziel von der Vorauszahlung des Betrages und 
von dem Ausgleich offenstehender Rechnungsbeträge abhängig zu machen, ohne dass hieraus 
dem Auftraggeber irgendwelche Ansprüche gegen den Verlag erwachsen.

17. Der Verlag liefert mit der Rechnung auf Wunsch einen Anzeigenabschnitt. Wenn Art und Umfang 
des Anzeigenauftrages es rechtfertigen, werden mindestens zwei Kopfbelege oder vollständige 
Belegnummern geliefert. Kann ein Beleg nicht mehr beschafft werden, so tritt an seine Stelle eine 
rechtsverbindliche Aufnahmebescheinigung des Verlages.

18.	 Die	für	den	Verlag	tätigen	Werbungsmittler	und	Werbeagenturen	sind	verpflichtet,	sich	in	ihren	
Angeboten, Verträgen und Abrechnungen mit den Werbungtreibenden an die Preisliste des 
Verlages zu halten. Die vom Verlag gewährte Mittlervergütung darf an den Auftraggeber weder 
ganz noch teilweise weitergegeben werden.

19. Für konzernangehörige Firmen, die gemeinsame Rabattierungen beanspruchen wollen, ist eine 
Prüfung durch den Verlag notwendig, die Rabattierung kann nicht generell gewährt werden.

20. Erfüllungsort und Gerichtsstand ist für beide Parteien der Sitz des Verlages. Die ladungsfä-
hige	Anschrift	lautet:	Verlag	8.	Mai	GmbH,	Torstr.	6,	10119	Berlin.	Geschäftsführer:	Dietmar	
Koschmieder,	Amtsgericht	Berlin-Charlottenburg	–	HRB	55651.

21. Der Kunde hat digital übermittelte Druckunterlagen frei von sogenannten Computerviren und 
sonstigen	Schadensquellen	zu	liefern.	Er	ist	insbesondere	verpflichtet,	zu	diesem	Zweck	
handelsübliche Schutzprogramme einzusetzen, die jeweils dem neuesten Stand zu entsprechen 
haben. Entdeckt der Verlag auf einer ihm übermittelten Datei Schadensquellen der vorbezeich-
neten Art, wird der Verlag von dieser Datei keinen Gebrauch machen und diese, soweit zur 
Schadensvermeidung bzw. -begrenzung erforderlich, löschen, ohne dass der Kunde in diesem 
Zusammenhang Schadensersatzansprüche geltend machen kann. Der Verlag behält sich vor, 
den Kunden auf Schadensersatz in Anspruch zu nehmen, wenn durch solche von ihm einge-
brachte Schadensquellen dem Verlag Schäden entstanden sind.

n Allgemeine Geschäftsbedingungen

 Die AGB für Onlinewerbung finden Sie in den Mediadaten auf jungewelt.de


